
Auch bei der Übergabe solcher Straftaten ist sowohl 
der Betrieb des Geschädigten als auch die Sozialversi­
cherung zu verständigen, falls der Geschädigte Lohn­
ausgleich bzw. Sach- und Geldleistungen erhalten hat.

Schutz der Bürger bei Hilfeleistungen
Abschließend sei noch auf eine weitere Bestimmung des 
sozialistischen Rechts aufmerksam gemacht, deren Ein­
haltung wesentlich zur Verhütung und Bekämpfung 
von Straftaten beitragen kann, insbesondere zur Förde­
rung der Initiative der Bevölkerung. Das soll an einem 
Beispiel guter komplexer Gesetzlichkeitsaufsicht im 
Kreis Saalfeld erläutert werden:
Ein pflichtbewußter Bürger sah auf dem Nachhause­
weg von der Arbeit, daß eine Bürgerin gewaltsam zur 
Unzucht jnißbraucht werden sollte. Als er den Täter 
aufforderte, das Mädchen in Ruhe zu lassen, wurde er 
von diesem geschlagen und von einer etwa 4 m hohen 
Brücke, auf der sich der Vorfall zutrug, gestoßen. Da­
durch erlitt der Geschädigte schwere Verletzungen, die 
zu einem Dauerschaden mit erheblicher Erwerbsminde­
rung führten.
Dieser Sachverhalt wurde der Sozialversicherung des 
FDGB mitgeteilt. Sie lehnte die beantragte Zahlung 
einer Unfallteilrente ab. Die Mitarbeiter der Sozialver­
sicherung kannten bzw. beachteten nicht die Bestim­

mungen der VO über die Erweiterung des Versiche­
rungsschutzes bei Unfällen vom 15. März 1962 (GBl. II 
S. 123) i. d. F. über die Änderung gesetzlicher Bestim­
mungen auf dem Gebiet der Sozialversicherung vom 
5. Dezember 1963 (GBl. 1964 II S. 14). In der Anlage zu 
§ 1 dieser VO ist in Ziff. 11 Buchst, d die Teilnahme 
bei der Gewährung des Schutzes eines anderen Bürgers 
gegen widerrechtliche Angriffe aufgeführt. Für die Er­
stattung der Unfallmeldung ist in solchen Fällen das 
jeweils zuständige örtliche Organ der Staatsmacht, also 
der Rat der Stadt oder Gemeinde, verantwortlich.
Nachdem in dem genannten Fall der geschädigte Bür­
ger durch den Kreisstaatsanwalt rechtzeitig auf seine 
Rechte hingewiesen worden war, wurde in der darauf­
folgenden Beratung der Kreisbeschwerdekommission 
der Sozialversicherung des FDGB eine der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit entsprechende Entscheidung ge­
troffen. Dadurch konnte auch der in der Bevölkerung 
noch verbreiteten falschen Ansicht entgegengetreten 
werden, daß es nicht zweckmäßig sei", sich in einen 
Streit oder eine Schlägerei einzumischen bzw; bei sol­
chen Vorkommnissen anderen Bürgern zu helfen, da 
man für den eigenen Schaden selbst aufkommen müsse. 
Die Popularisierung der erwähnten Bestimmung und 
ihre Einhaltung vor allem durch die Sozialversicherun­
gen ist daher besonders wichtig.

Zur Diskussion

Feststellung der Vaterschaft nach dem Tode des Erzeugers

Die von P i e h l / S c h m i d t  in NJ 1967 S. 409 f. ver­
tretene Ansicht, daß für die Klage auf Feststellung der 
Vaterschaft nach dem Tode des Erzeugers die Erben 
des Verstorbenen passiv legitimiert seien1, halte ich aus 
folgenden Gründen nicht für richtig:
1. Solange der Rechtsstreit auf Feststellung der Vater­
schaft nicht rechtskräftig abgeschlossen ist, steht nicht 
fest, wer Erbe des Erzeugers ist. Das außerhalb der Ehe 
geborene Kind ist beim Tode seines Vaters gemäß § 9 
EGFGB erbberechtigt. War z. B. der Vater nicht ver­
heiratet und hatte keine weiteren Kinder, so ist das 
außerhalb der Ehe geborene minderjährige Kind sein 
Alleinerbe. Die Angehörigen des Vaters kommen in die­
sem Falle als Erben nicht in Frage. Diese Erbfolge steht 
zwar im Zeitpunkt der Erhebung der Feststellungsklage 
noch nicht fest, sie ist aber die Folge einer erfolgreichen 
Feststellungsklage. Wurden die Angehörigen des Er­
zeugers als dessen Erben verklagt, dann ist die Klage 
gegen Bürger erhoben worden, die überhaupt nicht die 
Erben des Verstorbenen waren.
2. Die Angehörigen des Erzeugers sind auch nicht als 
dessen vorläufige oder fiktive Erben anzusehen. Gemäß 
§ 1922 BGB geht mit dem Tode des Erblassers dessen 
Vermögen auf seine Erben über. Der Übergang voll­
zieht sich ipso iure im Augenblick des Erbfalls. Von 
diesem Zeitpunkt an ist derjenige Erbe, der nach den 
erbrechtlichen Bestimmungen des BGB oder des 
EGFGB als Erbe in Frage kommt. War die Vaterschafts - 
feststellungsklage erfolgreich, dann ist das Kind mit 
dem Tode des Erzeugers Erbe, u. U. sein Alleinerbe ge­
worden. Die Angehörigen des Erblassers waren ggf. 
auch nicht vorläufige Erben. Vorläufige Erben gibt es 
nur dann, wenn der als fJrbe zunächst berufene Ange­
hörige die Erbschaft ausschlägt.

1 So auch Schrodt, „Das Erbrecht des außerhalb der Ehe ge­
borenen Kindes“, NJ 1966 S. 299 ff. (S. 300); Krone / Ullrich, 
„Das neue Familienrecht und die Tätigkeit der Staatlichen 
Notariate“, NJ 1966 S. 303 ff. (S. 304); BG Karl-Marx-Stadt, Urt. 
vom 13. März 1967 - 6 BF 6/67 - (NJ 1967 S. 418).

Es widerspricht den erbrechtlichen Bestimmungen, eine 
Person, die nicht Erbe ist, als Erbe in Anspruch zu neh­
men, um sie später im Falle des Obsiegens der Fest­
stellungsklage wieder als Erbe auszuschalten. Mit Recht 
wird der Inanspruchgenommene fragen, warum er als 
Erbe verklagt wird und die Kosten tragen muß, wenn 
sich dann herausstellt, daß er nicht der Erbe ist.
3. Bei einer Klage gegen die Erben des verstorbenen 
Erzeugers können sich Schwierigkeiten bei der Feststel­
lung der Erben ergeben. Wird von einem in Anspruch 
genommenen Erben bestritten, daß er Erbe sei, dann 
kann der Beweis grundsätzlich nur durch Vorlage eines 
Erbscheins geführt werden. Solange nicht rechtskräftig 
festgestellt ist, ob der Erblasser der Vater des Kindes 
ist, ist es nicht möglich, einen Erbschein zu beschaffen-. 
Es muß also zunächst der Rechtsstreit auf Feststellung 
der Vaterschaft durchgeführt werden, bevor entschieden 
werden kann, wer Erbe des Erzeugers geworden ist. 
Solange das aber nicht feststeht, kann eine Klage gegen 
die Erben nicht erhoben werden.
4. In diesem Zusammenhang muß auch auf die Mög­
lichkeit der Ausschlagung der Erbschaft hingewiesen 
werden. Durch wiederholte Ausschlagungen in einer 
größeren Familie und die damit zusammenhängenden 
Feststellungen können Jahre vergehen, bis Klarheit 
über die eventuellen Erben geschaffen worden ist. Der 
Rechtsstreit müßte in dieser Zeit ruhen.
Sollten die Ausschlagungen ergeben, daß als Erbe der 
Staat in Frage kommt, dann müßte vom Staatlichen 
Notariat das dafür vorgesehene Feststellungsverfahren 
durchgeführt werden. Dieses Verfahren könnte wieder­
um erst dann abgeschlossen werden, wenn nach rechts­
kräftiger Erledigung des Vaterschaftsverfahrens fest­
steht, ob das außerhalb der Ehe geborene Kind als Erbe 
in Frage kommt oder nicht.
5. Die Bestellung eines Nachlaßpflegers gemäß § 1960 

2 Vgl. dazu Krone / Ullrich, a. a. O.
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